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Seit Samstag ist das Strandbad
nachWintersperre, Sanierungs-
arbeiten und Corona-Lockdown
wieder für alle offen – zumindest
solange sich nicht zu viele Per-
sonen auf dem«Strämu»-Gelän-
de bewegen. Erstmals können
die Besucherinnen und Besucher
somit auch den neu erstellten
Weg demUfer entlang benutzen.
Dass die neue Uferpromenade
bis zum Ausgang Richtung
Grunderinseli schon Jahre vor
der Realisierung auf der politi-
schen Agenda stand, hat aller-
dings nichts mit der normalen
Nutzung im Sommer zu tun.
Sondernmit der neu vorgesehe-
nen Öffnung des Strandbads im
Winter.

Bedenken äusserte etwa Pro
Natura bereits im Dezember
2016,weil das Strandbad ausser-
halb der Badesaison für Watvö-
gel den einzigen ungestörten
Strand und Rasen amThunersee
biete.Auch zu Beginn dieses Jah-
res forderte ProNatura nochmals
eine teilweise Schliessung. Im
Dezember 2019 hatten zudemdie
Stadträte Reto Vannini (BDP),
Thomas Hiltpold (Grüne) und
weitere Mitunterzeichnende ein
Postulat im Stadtparlament ein-
gereicht.

Störungsfreie Zeit für Vögel
Ihr Anliegen: Der Gemeinderat
solle prüfen, ob das Strandba-
dareal jeweils einen Monat vor
Beginn und nach Ende derBade-
saison für die Öffentlichkeit ge-
sperrt werden kann. «Eine
Schliessung derUferpromenade
vonMitteNovemberbisMitte Fe-
bruar wäre für die Winterruhe
der Wasservögel nahezu opti-
mal», schreiben die Postulanten.

Und: «Für die Zugvögelwürde es
genügen, wenn das Gebiet des
Strandbads zumindest in den
Monaten September und April
für die Öffentlichkeit nicht zu-
gänglich wäre.» Für Zugvögel
seien störungsfreie Rastplätze,
wie sie der «Strämu» bisher bot,
sehr wichtig. Eine durchgehen-
de Schliessung des Strandwegs
werde explizit nicht verlangt –
obwohl es dafür «aus Vogel-
schutzgründen gute Argumente
gibt». Nebst der jeweils einmo-

natigen Sperre regen Vannini
und Co. einWasservogelmonito-
ring während der Wintermona-
te an: Fachleute sollen überprü-
fen, ob sich die Winteröffnung
des Uferwegs negativ auf die
Wasservogelpopulation aus-
wirkt.

In seinerAntwort auf das Pos-
tulat im Hinblick auf die Parla-
mentssitzung vom 11. Juni hält
der Gemeinderat fest: Die Öff-
nung des Strandbads als Park-
anlage ausserhalb der Badesai-

son entspreche einemBedürfnis
der Bevölkerung.Das Baugesuch
enthielt einen Bericht zur Win-
ternutzung, der die freie Zugäng-
lichkeit vonMitte September bis
Ende April jeweils von 8 bis 19
Uhr vorsah. Auflagen seien kei-
ne gemacht worden. «Das Jagd-
inspektorat kann einer Winter-
nutzung als Parkanlage in den
Monaten ohne Badebetrieb tags-
über zustimmen», schreibt der
Gemeinderat. Beleuchtung dür-
fe aber keine installiertwerden –

und für Hunde werde eine Lei-
nenpflicht empfohlen.

Öffnungszeiten angepasst
Die Leinenpflicht ist denn auch
Teil des neu erstellten Betriebs-
konzepts,wie die Stadtregierung
weiter festhält. Mit dem Konzept
reagiere der Gemeinderat zudem
auf die Forderung der Postulan-
ten– indem die Winternutzung
erst 14 Tage nach Strandbad-
schliessung beginnt und einen
Monat vor der Wiedereröffnung

endet. Im Februar war die Stadt
noch von einer durchgehenden
Öffnung imWinterhalbjahr aus-
gegangen.DerBeckenbereichund
die Gebäude werden abgesperrt.
Zugänge gibt es beim Hauptein-
gang, beim Grunderinseli und
beimKinderspielplatz.Die Zeiten
wurden neu auf 8 bis 17 Uhr an-
gesetzt. Weiter hält der Gemein-
derat fest,dasMonitoringderVo-
gelwarte Sempach lasse keine auf
das Gebiet des Strandbads be-
schränkten Aussagen zum Was-
servogelbestand zu. «Grundsätz-
lich sollte es jedochmöglich sein,
die Freiwilligen, die in Thun die
Zählungen vornehmen, entspre-
chend zu instruieren.» Dem Par-
lament empfiehlt der Gemeinde-
rat,dasPostulat anzunehmenund
als «erfüllt» abzuschreiben.

«Besser als nichts», ist das Fa-
zit von Postulant Reto Vannini.
Ihm ist bewusst, dass «eine voll-
ständige Schliessung des Areals
politisch nicht durchsetzbar ge-
wesen wäre, zumal das Jagdins-
pektorat dies auch nicht verlangt
hat».Erfreulich findet er,dass das
Areal in denWintermonaten um
17Uhrgeschlossenwird,dass kei-
ne Beleuchtung vorgesehen ist
und eine Hundeleinenpflicht be-
steht.Erkönnemit demErgebnis
leben – und erwerde im Stadtrat
«zumindest fürdieAnnahmedes
Postulats plädieren».

Stadt kommt Vogelschützern entgegen
Strandbad Thun Der Gemeinderat nimmt ein Anliegen aus einem Stadtratsvorstoss teilweise auf: Vor und nach der Badesaison bleibt
der neue Uferweg im «Strämu» trotz Winteröffnung eine Zeit lang zu. Das ist im nun erstellten Betriebskonzept festgehalten.

Der neue Uferweg im Strandbad Thun: Er wird auch im Winter offen sein – mit Einschränkungen. Foto: Patric Spahni

«Eine vollständige
Schliessung des
Areals wäre poli-
tisch nicht durch-
setzbar gewesen.»
Stadtrat Reto Vannini (BDP)

«Noch etwas nach oben!» Mon-
teure bringen auf dem Dach des
Altersheims Seegarten in Hüni-
bach Solarpanels exakt in Stel-
lung undverkabeln sie. Eine letz-
te Schraube, und das Panel sitzt
an seinemOrt,wo esmindestens
30 Jahre bleibt. Solardächer: Le-
diglich Eigenheimbesitzer, In-
dustrielle, Gemeinden und öf-
fentliche Institutionen können
solche installieren –möchteman
meinen.Denn die Schweizer sind
ein Volk von Mietern. Auch im
BernerOberland leben rund zwei
Drittel der Bevölkerung nicht in
den eigenen vier Wänden. Also
müssen zwei von drei Menschen
die Idee, mit eigenen Panels So-
larstrom zu erzeugen, begraben?
«Irrtum!», sagt Aurel Schmid
freundlich lächelnd, aber be-
stimmt.

Einfaches Prinzip
Genau diese Idee, nämlich wie
auch Mieter mit eigenen Panels
Solarstrom erzeugen zu können,
inspirierte den in Homberg und
Hünibach aufgewachsenen Um-
weltwissenschaftler. Schmid, der
Politikwissenschaften und Um-
weltmanagement studierte, be-
liess es nicht bei der Theorie.

Kurzerhand setzte er die Idee
2016 mit der Gründung der Fir-
ma Solarify in dieTat um.Die Re-
sultate des Start-ups mit Sitz in
Hünibach lassen sich sehen. «Mit
über 2300 verkauften Panels er-
zeugen wir bereits Solarstrom»,
freut sich der 41-Jährige: «Damit
decken wir den Bedarf von 200
Familien oder den Betrieb von
500 E-Autos.»

Das Prinzip ist denkbar ein-
fach: Schon mit einem einzigen
Solarpanel – dieses deckt 1,5Qua-
dratmeter – ist man als Investor
ohne eigene Dachfläche dabei,
Stückpreis je nachLageundGrös-
se derAnlage ca.600Franken.Der
Erlös aus demvondenPanels er-
zeugten Strom fliesst an ihre Be-
sitzer zurück. «Zwar garantieren
wir keinen Ertrag, aber bei den
bisherigenProjekten rechnenwir
über die Laufzeitmit einerRück-
zahlung von 800 bis 1000 Fran-
ken», erklärt Aurel Schmid.Auch
der Eigentümer, der seine Dach-
fläche über eine Minimallaufzeit
von 25 Jahren für die Fotovoltaik
zur Verfügung stellt, profitiert.
Fürdie Rentabilität entscheidend
ist, dass er den Ökostrom vom
Dach gleich selbst nutzt. Dafür
bezahlt er weniger als für Strom

vom BKW-Netz. Gleichzeitig er-
zielen die Investoren einen weit
höheren Erlös, als wenn der
Strom ins Netz gespeist wird.

Solarify kümmert sich um
Planung, Rentabilitätskalkula-
tion, Montage, Haftung, Versi-
cherung, Garantien und alles
Weitere,was es zur «Solarifizie-
rung» einer Dachfläche braucht.
Die Kosten dafür tragen die In-
vestoren, «mit dem einzigen
Unterschied, dass ihre Panels auf
einem fremdenDach stehen», so
der Gründer und Geschäftsfüh-
rer von Solarify. «Wir bilden die
Scharnierfunktion zwischen Pa-
nelkäufern und Dacheigentü-
mern, um für diese alles mög-
lichst einfach abzuwickeln»,
fasst Schmid zusammen.

Stadt Bern als Partnerin
Als Partnerin konnte Solarify
unter anderemdie Stadt Bern ge-
winnen. Diese stellt namhafte
Dachflächen zur Verfügung, da-
runter auch 1000 Quadratmeter
auf der Wankdorf-Sporthalle.
Trotzdem ist die Nachfrage, um
mit einem odermehreren Solar-
panels dank Solarify Strompro-
duzent zu werden, grösser als
dasAngebot anDachflächen. «Es

besteht eineWarteliste an inter-
essierten Käufern», räumt Aurel
Schmid ein. Dächer sind nicht
einfach zu finden. «Einigen Be-
sitzern ist der Zeithorizont zu
lang. Sie wollen sich Optionen
offenhalten und ihre Dächer
nicht für 25 Jahre hergeben.» Bei
anderen Dächern eigne sich die
Statik nicht.

Sicher ist: In Sachen Solar-
stromproduktion ist die Schweiz
im europäischen Vergleich weit
abgeschlagen. Gerade mal drei
Prozent beträgt der Solarstrom-
anteil am gesamten Stromver-
brauch hierzulande aktuell. Da-
bei ist das Potenzial zur Energie-
wende hier enorm. So hat das
Bundesamt für Energie errech-
net, dass die Schweiz ihren gan-
zen Strombedarf mit Solarener-
gie decken könnte und auch die
Speicherungvon Solarstromvom
Sommer in den Winter dank
unserer Wasserkraft lösbar ist.
So verbringenAurel Schmid und
dasTeamvon Solarify gegenwär-
tig viel Zeit mit der Suche nach
Dachflächen, wie sie beispiels-
weise das Altersheim Seegarten
inHünibach zurVerfügung stellt.

Hans Peter Roth

Händeringend gesucht: Dachflächen für Solarstrom
Hünibach Kein Eigenheim und trotzdemmit Solarpanels Strom produzieren. Genau
dies ermöglicht die Firma Solarify. Wie geht das? Sicher ist: Die Nachfrage ist gross.

In Sigriswil tobt ein Streit um
Spesen und Kompetenzen, wie
diese Zeitung am Donnerstag-
abend publik machte. Madeleine
Amstutz, Gemeindepräsidentin
von Sigriswil und SVP-Grossrä-
tin, soll bei den Spesen ihre Kom-
petenzen überschritten haben.
Das wirft ihr die Geschäftsprü-
fungskommission derGemeinde
vor. Es geht umdie Jahre 2015 bis
2019.Amstutz habeGeld fürLeis-
tungen doppelt bezogen - etwa
Spesen für Sitzungen, die bereits
in ihrer fixen Entschädigung in-
begriffen sind.Gemeinderatsprä-
sident Beat Oppliger (Parteilose
Bürger Sigriswil) gab gegenüber
dieser Zeitung zu, dass das Con-
trolling nicht funktioniert habe.
Um welche Beträge es sich han-
delt, sagte Oppliger nicht.

Amstutz prüft Strafanzeige
Amstutz selberwies dieVorwür-
fe zurück,machte aber keinewei-
teren Angaben. Gegenüber der
Nachrichtenagentur SDA nann-
te sie nun einen Betrag von 3200
Franken, der umstritten sei. Das
mache über die letzten fünf Jah-
re hinweg knapp 650 Franken
pro Jahr aus.Der «Blick» schreibt

derweil von 10’000 Franken, die
sie zuviel bezogen haben soll.
Madeleine Amstutz erklärte der
SDA weiter, sie werde nächste
Woche beimRegierungsstatthal-
teramt Beschwerde einreichen
und prüfe eine Strafanzeigewe-
gen Rufschädigung.

Ämter will sie behalten
Sie finde es gut, dass in Sigriswil
in Sachen Spesen künftig nach
demVieraugenprinzipvorgegan-
genwerdeunddie Spesenabrech-
nungen visiert würden. «Leider
hat dies in den letzten Jahren nie-
mand so gehandhabt und da-
durch sind nun diese Diskussio-
nen entstanden.» Auf sämtliche
Kilometerentschädigungen habe
sie verzichtet. Sie sehe keinen
Grund, eines ihrer Ämter abzu-
geben. Eine Diffamierungskam-
pagne laufe gegen sie.DerRegie-
rungsstatthalter werde nun die
Lage klären müssen. (mik/sda)

Madeleine Amstutz nennt einen Betrag
von 3200 Franken
Sigriswil Gemeindepräsidentin Madeleine Amstutz wird
vorgeworfen, zuviel Spesen bezogen zu haben. Sie selber
sagt nun, umstritten sei ein Betrag von 3200 Franken.

Madeleine
Amstutz
Gemeindepräsidentin
Sigriswil


